
 

 

SATZUNG 

„Freunde der Kirchenmusik St. Katharina e.V.“  

§ 1 Name, Sitz, Rechtsform 

(1) Der Verein führt den Namen „Freunde der Kirchenmusik St. Katharina e.V.“  

 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Bad Soden am Taunus.  

§ 2 Zweck des Vereins  

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung und Pflege von Kunst und Kultur durch 

ideelle und finanzielle Unterstützung der Kirchenmusik in der katholischen 

Gemeinde St. Katharina Bad Soden, gelegentlich auch darüber hinaus.   

 

(2) Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch   

- die musikalische Gestaltung der Gottesdienste  

- die Organisation und Durchführung von Kirchenkonzerten  

- die Förderung und Erteilung von Orgelunterricht  

- den persönlichen Einsatz der Vereinsmitglieder (z.B. Unterstützung bei 

musikalischen Veranstaltungen der Kirchengemeinde)  

- Öffentlichkeitsarbeit  

- die Beschaffung von Mitteln in Form von freiwilligen Spenden zur 

zweckgebundenen Verwendung, auch zur Unterstützung für die 

Unterhaltung und Instandsetzung der Orgeln.  

(3) Zur Erfüllung dieses Zwecks kann sich der Verein auch fachlich qualifizierter 

bezahlter Kräfte bedienen.   

§ 3 Gemeinnützigkeit  

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  
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(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaft-

liche Zwecke.  

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 

werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 

das Vermögen des Vereins an die Junge Kantorei Bad Soden e.V. Sollte die 

Junge Kantorei Bad Soden e.V. zu diesem Zeitpunkt nicht mehr existieren, 

fällt das Vermögen an die Bad Sodener Musikstiftung Dr. Jürgen Frei. Beide 

potenziellen Empfänger sind verpflichtet, das Vermögen unmittelbar und 

ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu 

verwenden.   

§ 4 Mitgliedschaft  

(1) Mitglied des Vereins können volljährige natürliche und juristische Personen 

sein.   

(2) Der Erwerb der Mitgliedschaft erfolgt durch schriftlichen Antrag an den 

Vorstand, der über die Aufnahme entscheidet.   

§ 5 Erlöschen der Mitgliedschaft  

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, Erlöschen der juristischen Person, 

Austritt oder Ausschluss aus dem Verein.  

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der 

Austritt kann nur bis spätestens zum 30.11. mit Wirkung zum 31.12. eines 

jeden Jahres erklärt werden.  

(3) Ein Mitglied kann durch den Vorstand, der hierüber Beschluss zu fassen hat, 

aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn das Mitglied  

a) einen Jahresbeitrag trotz schriftlicher Mahnung mit einer Fristsetzung 

von mindestens vier Wochen nicht bezahlt hat;  

b) den Verein geschädigt oder sonst gegen seine Interessen 

schwerwiegend verstoßen hat.  
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Vor Beschlussfassung über die Ausschließung ist dem auszuschließenden 

Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Ausschließungs-

beschluss ist schriftlich zu fassen und zu begründen und dem Mitglied zu-

zusenden. Gegen die Ausschließung kann das auszuschließende Mitglied die 

nächste anstehende Mitgliederversammlung anrufen, die über den end-

gültigen Ausschluss entscheidet. Bis zur Entscheidung der Mitglieder-

versammlung ruhen in diesem Fall die Mitgliedschaftsrechte des aus-

zuschließenden Mitglieds.  

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem 

Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Mitgliedsbeiträgen, Spenden, 

Umlagen, Zuschüssen und sonstigen Zuwendungen ist ausgeschlossen. Ein 

etwaiger Anspruch des Vereins auf rückständige Forderungen bleibt hiervon 

unberührt.  

§ 6 Beiträge  

(1) Die Mitglieder haben einen Jahresbeitrag zu leisten, dessen Höhe von der 

Mitgliederversammlung festgelegt wird.   

(2) Für jedes Kalenderjahr ist grundsätzlich der volle Jahresbeitrag zu bezahlen. 

Die Festsetzung der Fälligkeit und Zahlungsweise des Beitrages obliegt dem 

Vorstand. Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen bestimmen, dass 

der Beitrag in anderer Form als durch Geldzahlung erbracht wird oder 

Beitragsleistungen stunden.  

(3) Der Vorstand kann Fördermitgliedschaften beschließen. Fördermitglieder 

zahlen freiwillig einen höheren als den Mindestbeitrag.  

§ 7 Organe des Vereins  

Organe des Vereins sind der Vorstand sowie die Mitgliederversammlung.  

§ 8 Vorstand  

(1) Der Vorstand des Vereins i. S. v. § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden 

und mindestens zwei, höchstens jedoch vier weiteren Vorstandsmitgliedern. 

Der Verein wird durch den Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied des 

Vorstandes vertreten.  

(2) Der Vorsitzende und die weiteren Mitglieder des Vorstandes werden von der 

Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, gerechnet von der 

Wahl an, gewählt.  
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(3) Der Vorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen Vorstandes im Amt. Scheidet 

ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so können die 

verbleibenden Vorstandsmitglieder ein Ersatzmitglied für die restliche Amts-

dauer des ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds benennen.  

(4) Zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung des Vereins gemäß § 26 

BGB ist der Vorstandsvorsitzende mit einem Vorstandsmitglied gemeinschaft-

lich berechtigt.   

(5) Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins und die Führung seiner 

Geschäfte, soweit sie nicht durch die Satzung oder zwingende gesetzliche 

Vorschriften einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat dabei vor 

allem folgende Aufgaben:  

a) Ermöglichung, Vorbereitung und Durchführung von Musik in  

Gottesdiensten und Kirchenkonzerten in der kath. Gemeinde 

St. Katharina Bad Soden, gelegentlich auch darüber hinaus, sowie der 

weiteren in § 2 genannten Zwecke;  

 

b) Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der 

Tagesordnungen;  

c) Einberufung der Mitgliederversammlung;  

d) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung;  

e) Unterrichtung der Mitglieder über die Vereinsangelegenheiten, 

insbesondere durch Erstellung eines Jahresberichtes.  

(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen. 

Sitzungen des Vorstands werden vom 1. Vorsitzenden oder, bei dessen 

Verhinderung, vom 2. Vorsitzenden, einberufen. Die Einberufung erfolgt 

schriftlich, telefonisch, per Fax oder per Email. Eine Mitteilung der Tages-

ordnung ist nicht erforderlich. Dabei soll im Allgemeinen eine Einberufungs-

frist von einer Woche gewahrt werden.  

(7) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend 

sind. Die Vorstandssitzungen werden vom 1. Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung vom 2. Vorsitzenden, geleitet. Bei der Beschlussfassung ent-

scheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters.  
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(8) Beschlüsse des Vorstands können im Umlaufverfahren telefonisch, schriftlich, 

per Fax oder Email gefasst werden, wenn kein Mitglied des Vorstands diesem 

Verfahren widerspricht oder sich alle Vorstandsmitglieder an der 

Beschlussfassung beteiligen.  

(9) Die Vorstandssitzungen sind zu protokollieren. Das Protokoll hat den Ablauf 

der Versammlung, die Tagesordnung, die Zahl der anwesenden stimm-

berechtigten Mitglieder, die gestellten Anträge und die gefassten Beschlüsse 

festzuhalten. Das Protokoll ist vom Sitzungsleiter und dem Protokollführer zu 

unterzeichnen.  

§ 9 Mitgliederversammlung  

(1) Die Mitgliederversammlung ist oberstes Organ des Vereins. Die ordentliche 

Mitgliederversammlung ist schriftlich mindestens einmal im Jahr vom 

Vorstand einzuberufen. Außerordentliche Mitgliederversammlungen werden 

auf Beschluss des Vorstands einberufen oder wenn ein Fünftel der Mitglieder 

unter Angabe der Gründe einen schriftlichen Antrag beim Vorstand stellt.  

(2) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung 

des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied des Vereins bevollmächtigt 

werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert 

zu erteilen.  

(3) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Aufgaben zuständig:  

a) Entgegennahme und Genehmigung des Jahresberichts des Vorstandes;  

b) Entlastung des Vorstandes und der Kassenprüfer;  

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und der 

Kassenprüfer;  

d) Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge;  

e) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung eines 

Aufnahmeantrages sowie die Berufung gegen einen Ausschließungs-

beschluss durch den Vorstand;  

f) Beschlussfassung über grundlegende Entscheidungen für die Förder-

politik des Vereines;  

g) Beschlussfassung über Satzungsänderungen;  

h) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins.  
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(4) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den 1. Vorsitzen-

den, bei dessen Verhinderung durch den 2. Vorsitzenden. Die Einberufung 

muss mindestens zwei Wochen vor dem Tag der Versammlung unter Angabe 

der Tagesordnung schriftlich per Brief, Telefax oder per Email erfolgen. Die 

Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einberufung folgenden Tag.  

(5) Längstens bis eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung kann 

jedes Mitglied beim Vorstand schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung um 

weitere Angelegenheiten beantragen. Die Tagesordnung ist zu Beginn der 

Mitgliederversammlung durch den Versammlungsleiter entsprechend zu 

ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der 

Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversamm-

lung. Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit von drei Vierteln der 

abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.  

(6) Jede ordnungsgemäß geladene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. 

Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Ver-

hinderung vom 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied, 

geleitet. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen, soweit durch Gesetz oder diese Satzung keine 

abweichenden Mehrheiten vorgeschrieben sind. Enthaltungen werden als 

nicht erschienene Stimmen gewertet. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme des Versammlungsleiters. Bei Wahlen entscheidet bei Stimmen-

gleichheit das Los. Die Abstimmungsart bestimmt der Versammlungsleiter. 

Bei Wahlen ist schriftlich und geheim abzustimmen, soweit nicht die 

Mitgliederversammlung eine andere Art der Abstimmung beschließt.  

(7) Eine geplante Änderung der Satzung muss als Tagesordnungspunkt in der 

Einladung der Mitgliederversammlung bekannt gemacht werden. Über die 

Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens mit dieser Tagesordnung 

einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Beschlüsse über 

Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins bedürfen einer 

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen.  

(8) Jede Satzungsänderung ist dem zuständigen Finanzamt unter Übersendung 

der geänderten Satzung anzuzeigen. Änderungen oder Ergänzungen der 

Satzung, die von der zuständigen Registerbehörde oder vom Finanzamt 

vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand umgesetzt und bedürfen 

keiner Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind den 

Mitgliedern spätestens mit der Einladung zur nächsten 

Mitgliederversammlung mitzuteilen.  
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(9) Der Versammlungsleiter ernennt einen Protokollführer. Er hat den Ablauf der 

Versammlung, die Tagesordnung, die Zahl der anwesenden stimmberechtigt-

en Mitglieder, die gestellten Anträge und die gefassten Beschlüsse festzu-

halten. Das Protokoll ist vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 

unterzeichnen.  

§ 10 Geschäftsjahr, Rechnungsprüfer  

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

(2) Die Kasse des Vereins wird jedes Jahr durch einen oder mehrere von der 

Mitgliederversammlung gewählte Kassenprüfer geprüft. Die Kassenprüfer 

prüfen, ob die Verwendung der Vereinsmittel den Haushaltsansätzen 

entsprach und die Buchführung des Vereins ordnungsgemäß erfolgte. 

Hierüber haben die Kassenprüfer der Mitgliederversammlung Bericht zu 

erstatten.  

Diese Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 14.01.2010 in Bad Soden am 

Taunus errichtet und per Mitgliederversammlungen am 17.09.2013, 05.11.2013, 

01.02.2016 und 27.02.2023 geändert.  


